
Der deutsch-dänische Grenzraum gilt heut-
zutage als europaweites Vorbild im Um-
gang mit nationalen Minderheiten und 
Musterbeispiel zur Herstellung eines dau-
erhaften Grenzfriedens. Dies war beileibe 
nicht immer so. Erst die Bonn-Kopenhage-
ner Erklärungen von 1955 schufen hierfür 
nachhaltige Voraussetzungen. Davor war 
der Grenzraum seit 1864/67 von schweren 
Spannungen und nationaler Ausgrenzung 
der Minderheiten geprägt. Diese setzten ih-
rerseits große Hoffnungen auf Grenzver-
schiebungen zu ihren Gunsten, was das 
gegenseitige Verhältnis nicht erleichterte. 
Zu Schlüsseldaten wurden dabei einerseits 
das Jahr 1864, als Dänemark nach verlore-
nem Krieg Schleswig und Holstein an Preu-
ßen und Österreich abtreten musste, sowie 
1920, als eine Abstimmung über die staatli-
che Zugehörigkeit Nordschleswigs entwe-
der bei Deutschland oder bei Dänemark 
zugunsten des Letzteren votierte. Zur ersten 
gewaltsamen Entladung in der Nationalitä-
tenfrage war es schon zwischen 1848 und 
1851 im Rahmen der Schleswig-Holsteini-
schen Erhebung gekommen. Schleswig und 
Holstein waren seit 1460 mit Dänemark in 
Personalunion verbunden gewesen und in-
tegraler Bestandteil des Dänischen Gesamt-
staates seit 1773. Eine erste vertraglich 
fixierte Grenzziehung zwischen einem als 
dänisch und einem als fränkisch-sächsisch 
anzusprechenden Einflussbereich war indes 
bereits 811 entlang der Eider erfolgt, die für 
Jahrhunderte die prägende Grenze bilden 
sollte. 
 
 
Schlüsseldatum 811? Die Fixierung 
eines Grenzraums im hohen Mittelalter 
 
Die erste vertragliche Fixierung einer Grenz-
ziehung in der Region, die nachmalig den 
deutsch-dänischen Grenzraum bilden sollte, 
erfolgte laut den fränkischen Reichs annalen 

im Jahr 811, als die Gesandten Karls des 
Großen (747/748–814) und des dänischen 
Königs Hemming († 811/812) die Eider zur 
Grenze zwischen beiden Machtbereichen 
bestimmten.1 Allerdings verfestigte sich 
diese Grenzziehung erst in den folgenden 
Jahrhunderten, wobei je nach politischer 
Großwetterlage „Grenzvibrationen“ sowohl 
in nördlicher als auch südlicher Richtung 
erfolgten. So versuchten die Ottonenherr-
scher ihren Machtbereich über die Eider 
mindestens bis zur Schlei und dem dort 
gelegenen wichtigen Fernhandelsort Hai -
thabu hin auszudehnen, was ihnen freilich 
auf Dauer nicht gelingen sollte. Spätestens 
983 endete diese expansive Phase, die Hein-
rich I. (um 876–936) nach dem nicht zwei-
felsfreien Bericht Adams von Bremen 
(† zwischen 1081 und 1085) mit einem Feld-
zug im Jahr 934 eröffnet hatte. Der siegrei-
che König soll die Grenze des Reichs nach 
Schleswig-Haithabu an der Schlei verlegt, 
ebendort einen Markgrafen eingesetzt – also 
auch eine Mark eingerichtet – und die 
Ansiedlung von Sachsen (Saxonum colonia) 
veranlasst haben.2 Tatsächlich unterschied 
das 965 zugunsten der neuen Bistümer 
Schleswig, Ripen und Aarhus erlassene 
Immunitätsprivileg Ottos I. (912–973) 
zwischen der im damaligen breiten Grenz-
saum liegenden Mark und dem Königreich 
der Dänen (in marca vel regno Danorum3). 
Erstere gab als Pars pro Toto bald dem 
ganzen Herrschaftsgebilde den Namen: Aus 
der Dänen Mark wurde Dänemark.4 Hatte 
nach den Fuldaer Annalen bereits ein 
Vertrag aus dem Jahr 873 den Handel der 
Kaufleute im Grenzgebiet gewährleisten 
sollen, so sorgte die unter Heinrich I. erfol-
gende Ansiedlung sächsischer Kaufleute in 
Haithabu für eine nachhaltige Verstärkung 
interkultureller Austauschprozesse, die weit 
über den Zeit raum der unmittelbaren otto-
nischen Einflussnahme hinausreichten und 
die nachmalig starke Präsenz niederdeut-
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scher Kaufleute im Ostseeraum vorwegnah-
men.5 Noch zu 1066 wird Haithabu anläss-
lich seiner Zerstörung als civitas Saxonum 
Transalbianorum bezeichnet6, obwohl der 
Salierkaiser Konrad II. (um 990–1039) schon 
1025 das diesmal als Sliaswig (= Schleswig) 
betitelte Haithabu mit der jenseits der Eider 
liegenden Mark (cum marcha, que trans Egdo-
ram est) offiziell an den dänischen König 
Knud den Großen (um 995–1035) abgetreten 
hatte.7 Der zwischen der Eider im Süden 
und durch das Danewerk im Bereich der 
Schlei im Norden militärisch effektiv gesi-
cherte Grenzraum bildete im Verständnis 
der Zeitgenossen mithin eine Einheit.8 Der 
weltlichen Grenzziehung zwischen Däne-
mark bzw. dem von einer Sekundogenitur 
des dänischen Königshauses ab dem ausge-
henden 12. Jahrhundert beherrschten 
Herzogtum Schleswig einer- und dem sich 
aus dem Ostfrankenreich bildenden 
römisch-deutschen Reich bzw. der ihm 
zugehörigen Grafschaft Holstein anderer-
seits trat eine kirchliche zur Seite, als das 
Bistum Schleswig 1003/04 dem nordischen 
Erzstift in Lund als Suffraganbistum zuge-
schlagen wurde. Die Südgrenze der Diözese 
bildete wiederum die Eider.9 Indes stand 
die nunmehr sowohl weltliche als auch 
kirchliche Grenze nicht einer sächsisch-
deutschen Siedlungsbewegung im Weg, die 
sich im Raum zwischen Eider im Süden und 
Schlei im Norden während des im 12. Jahr-
hundert an Fahrt aufnehmenden Landes-
ausbaus vollzog. Für die Zeit davor stellt 
man sich den Grenzsaum dagegen als weit-
gehend unbesiedeltes Wald- und Heideland 
vor.10 
 
 
Die Grenze verwischt: Von Schleswig 
und Holstein zu Schleswig-Holstein 
 
Hatte das dänische Königtum unter Knud 
VI. (1162/1163–1202) und seinem Bruder 
Waldemar II. (1170–1241) kurzzeitig bis zur 
Elbe ausgegriffen, was Kaiser Friedrich II. 
(1194–1250) im Vertrag von Metz 1214 aner-
kannte, ohne die Vorstellung von einer fort-
währenden Zugehörigkeit Nordelbingens 
zum Reich aufzugeben (omnes terminos ultra 
… Albiam Romano attinentes [!] imperio),11  
kehrte sich die Expansionsrichtung in der 
nachfolgenden Periode nachhaltig um. Das 

führte letztlich dazu, dass die Grafen von 
Holstein erstmalig 1326 und dann ab 1386 
auf Dauer die Schleswiger Herzogswürde 
jenseits der an der Eider verlaufenden 
Reichsgrenze für sich gewannen.12 Eine 
Rechtsgrundlage hierfür bildete die vom 
dänischen König 1326 erlassene Constitutio 
Valdemariana, der zufolge das Herzogtum 
Schleswig niemals mit dem Reich und der 
Krone Dänemarks in der Weise verbunden 
werden sollte, dass beide von einem Herrn 
gleichzeitig regiert werden würden. Mit der 
erblichen Belehnung Graf Adolfs VIII. 
(1401–1459) mit dem Herzogtum durch 
König Christoph III. (1416–1448) wurde die 
enge herrschaftliche Verbindung zwischen 
Schleswig und Holstein nach langen hefti-
gen Konflikten vom dänischen Königtum 
formal anerkannt. Die nun für eine längere 
Phase friedliche Entwicklung beider Lande 
unter dem Dach einer Personalunion zog 
eine verstärkte Einwanderung aus dem 
Süden nach dem Norden nach sich. Bereits 
im Zuge des ab der zweiten Hälfte des 13. 
Jahrhunderts erfolgenden Ausgriffs der 
Holsteiner Grafen nach Schleswig hatte der 
holsteinische Lehnsadel dort auch großflä-
chig Grundbesitz erworben und sich zum 
Teil auf Dauer in diesem Bereich niederge-
lassen. Langfristig verdrängte er den bisher 
in Schleswig dominanten sog. Heermannen- 
bzw. herremænd-Adel weitgehend. Diese 
soziale Verdrängung schlug sich baulich in 
der erst ab jetzt auch im Schleswiger Bereich 
stärkeren Verbreitung von Turmhügelbur-
gen (Motten) im Gegensatz zu den bislang 
dort dominant vorkommenden Herrenhö-
fen nieder.13 Aus dem holsteinischen Adel, 
der nun sowohl in Holstein als auch in 
Schleswig ansässig war, bildete sich in der 
zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts die 
Korporation der Schleswig-Holsteinischen 
Ritterschaft. Erst 1523 tauchen tatsächlich 
genuin Schleswiger Adelsfamilien innerhalb 
dieser Ritterschaft auf.14 Nach dem söhnelo-
sen Tod Adolfs VIII. setzte sich die Ritter-
schaft über vorherige Absprachen und 
verfassungsrechtliche Normen hinweg und 
wählte am 5. März 1460 Christian I. von Dä-
nemark (1426–1481) gegen weitreichende 
Zusicherungen zum Herzog von Schleswig 
und Grafen von Holstein.15 Aus der Perso-
nalunion zwischen Schleswig und Holstein 
wurde fortan eine auch durch gemeinsame 
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Stände- oder Landtage repräsentierte Real-
union, während Schleswig-Holstein und 
Dänemark in den folgenden Jahrhunderten 
in Personalunion miteinander verbunden 
waren.16 Das Vorbild für diesen Coup d’État 
von 1460 lieferten augenscheinlich die be-
nachbarten Wahlreiche im Norden, Däne-
mark und Schweden, wo entsprechende 
Königswahlen samt königlicher Handfes-
ten, die die Handlungsspielräume der Herr-
scher stark beschnitten, gang und gäbe 
waren.17 Nicht zuletzt um ihre starken so-
zioökonomischen Verbindungen zu wahren 
und weiter ausbauen zu können, ließ sich 
die Ritterschaft vom neuen Landesherren 
für Schleswig und Holstein unter anderem 
vertraglich zusichern, dat se bliuen ewich to-
samende vngedeelt.18 Parallel zur Entwick-
lung im Bereich des Adels erlangten in den 
Schleswiger Städten, die vornehmlich im 13. 
Jahrhundert gegründet worden waren, die 
aus dem deutschen Raum herrührenden Be-
völkerungsteile eine sozioökonomisch do-
minante Position.19 Die führenden adeligen 
und bürgerlichen Gruppen des Herzogtums 
waren fortan von der niederdeutschen Kul-
tur und Sprache geprägt. Dasselbe galt für 
Kirche, Recht und Verwaltung, wohingegen 
im ländlichen Bereich lediglich die Bevölke-
rung südlich der Schlei dem niederdeut-
schen Kultur- und Sprachkreis zugehörig 
war. Die Priesterausbildung erfolgte entwe-
der in der Domstadt Schleswig für den süd-
lichen, deutsch geprägten Teil des Bistums 
Schleswig oder im Kollegiatstift Hadersle-
ben für den nördlichen, dänisch dominier-
ten Part. Daraus entwickelte sich eine 

Sprach- und Kulturscheide an der Linie 
Loit–Tondern, die in ihrem Verlauf ungefähr 
mit der heutigen Staatsgrenze überein-
stimmt.20 Rechtlich betrachtet, unterschied 
sich Schleswig indes von Holstein, da hier 
das Jütische Recht („Jyske Lov“) galt, wo-
hingegen in Holstein nach sächsischem 
Recht geurteilt wurde. 
 
 
Die Sprach- und Kulturscheide verfes-
tigt sich: Reformation und Landestei-
lungen 
 
Im Reformationszeitalter kristallisierte sich 
über das neue Luthertum und die Bildungs-
bewegung des Humanismus eine besonders 
enge, dynastisch untermauerte, in dieser In-
tensität jedenfalls vorher nicht gekannte 
Verbindung zwischen Dänemark und 
Deutschland heraus, die selbstredend auch 
für den Grenzraum zwischen beiden Län-
dern nicht folgenlos blieb. So berief Junker 
oder Herzog Christian (als König dann 
Christian III.) (1503–1559) aus dem Witten-
berger Umkreis stammende Reformatoren 
zu sich, um die Reformation in Hadersleben 
und Törninglehen einzuführen. Bereits 1528 
wurde für diesen Bereich eine lutherische 
Kirchenordnung in niederdeutscher Spra-
che erlassen, während eine solche für ganz 
Schleswig-Holstein erst 1542 eingeführt 
wurde.21 Johannes Bugenhagen (1485–1558) 
war maßgeblich daran beteiligt. Die schon 
erwähnte Sprach- und Kulturscheide quer 
durch Schleswig verfestigte sich im Zuge 
dessen, indem auf dem Land im Norden 
grundsätzlich dänisch gesprochen und auch 
auf Dänisch gepredigt und unterrichtet und 
in den nordschleswigschen Städten ein-
schließlich Flensburgs zumindest sonntags 
Predigten auf Dänisch gehalten wurden; im 
Süden aber, auch unmittelbar nördlich von 
Schlei, Danewerk und Husum, wo zumin-
dest die Umgangssprache Dänisch war, bil-
dete Niederdeutsch die Kirchen- und 
Schulsprache.22 Im 17. Jahrhundert wurde 
die niederdeutsche Sprache in Kirche und 
Schule durch das Hochdeutsche verdrängt. 
Entgegen der landesherrlichen Zusage, 
Schleswig und Holstein auf ewig ungeteilt 
zu lassen23, war es schon nach dem Tod 
Christians I. 1481 zu einer Herrschaftstei-
lung unter seinen beiden Söhnen gekom-
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Abb. 1: Die Handfeste des Ripener Privilegs von 1460 
(Abb.: LASH)



men. Weitere Landesteilungen erfolgten 
1544, 1564 und 1581, wodurch sich inner-
halb Schleswigs und Holsteins, also unab-
hängig von der bislang behandelten Grenze 
zwischen Dänemark–Schleswig und 
Deutschland–Holstein bzw. der Sprach- und 
Kulturscheide quer durch Schleswig im 
Wesentlichen zwei Machtbereiche heraus-
bildeten: der königliche, von Kopenhagen 
aus regierte, und der herzogliche mit der 
fürstlichen „Zentrale“ auf Schloss Gottorf.24 
Zwischen den Königen von Dänemark und 
den Gottorfer Herzögen brach im Verlauf 
des 17. Jahrhunderts ein langwieriger, auch 
militärisch ausgetragener Konflikt um die 
Frage der Lehnsabhängigkeit Schleswigs 
gegenüber Dänemark aus, der sich, nach-
dem Schleswigs Souveränität 1658 besiegelt 
worden war, mehr und mehr zum Grund-
satzstreit um die Existenz des herzoglichen 
Anteils entwickelte und durch die Einbe-
ziehung Schwedens und anderer Mächte 
schnell eine europäische Dimension 
erlangte. Im Großen Nordischen Krieg ließ 
der dänische König Friedrich IV. (1671–
1730) den Gottorfer Teil besetzen; der Frie-
densschluss von 1720 sprach ihm als dauer-
haften Besitz die bislang gottorfischen 
Anteile an Schleswig zu, während der 
Gottorfer Herzog fortan auf seine Besitztü-
mer in Holstein als Miniaturfürstentum 
beschränkt blieb.25 Nach wie vor wird 
diskutiert, welche Absichten das dänische 
Königtum im Zuge des prächtig inszenier-
ten Huldigungsaktes von 1721 mit den 
nichtköniglichen Teilen Schleswigs ver -
folgte. Es gibt Indizien, dass es diese der 
dänischen Krone einzuverleiben und dem 
dänischen Königsgesetz (Lex Regia) von 
1665 zu unterwerfen gedachte. Allerdings 
kam es damals faktisch zu keiner 
Verschmelzung: Das dänische Gesetzbuch 
(Danske Lov) von 1683 wurde nicht auf das 
Herzogtum übertragen; Schleswig selbst 
wurde über die in Kopenhagen angesiedelte 
Deutsche Kanzlei durch eine eigene 
Zentrale verwaltet, der das 1713 geschaffene 
Obergericht in Schleswig unterstand.26 
Dabei blieb es auch, als durch den Tausch-
vertrag von Zarskoje Selo 1773 schließlich 
auch der holsteinische Bereich der Gottorfer 
an den dänischen König fiel. Schon 1761 
war das Herzogtum Schleswig-Holstein-
Sonderburg-Plön an das dänische Königs-

haus gelangt. Als 1779 dann auch die Über-
nahme des Herzogtums Glücksburg durch 
den dänischen König möglich wurde, war 
praktisch ganz Schleswig-Holstein unter 
seiner Herrschaft vereint.27 Schleswig-
Holstein wurde Teil des absolutistisch 
regierten Dänischen Gesamtstaats („Helsta-
ten“). 
 
 
Von Königsloyalität und Gesamtstaats-
patriotismus zum Nationalismus: Das 
lange 19. Jahrhundert 
 
Außenpolitische Zurückhaltung und Neu-
tralität sorgten in der Folgezeit für eine 
Phase des Friedens und der ökonomischen 
Prosperität, was gemeinsam mit einer ziel-
gerichteten, aufgeklärten Reformpolitik die 
politischen und kulturellen Beziehungen 
zwischen dem Königreich und den Herzog-
tümern gegen Ende des 18. Jahrhunderts, 
insbesondere während der Amtszeit Andreas 
Peter von Bernstorffs (1735–1797) als Au-
ßenminister und Chef der Deutschen Kanzlei 
zwischen 1784 und 1794, zu einem Höhe-
punkt führte.28 In den Landen entwickelte 
sich auf dieser Grundlage ein breit veran-
kertes gesamtstaatliches Bewusstsein, das 
sich bei vielen Einwohnern der Herzogtümer 
in entschiedener Königsloyalität äußerte.29 
Bezüglich Verwaltung, Rechtsprechung und 
Steuerwesen behielten die Herzogtümer 
weiterhin ihre Sonderstellung innerhalb des 
Gesamtstaats mit eigenen Gerichts- und 
Zentralbehörden sowie seit 1788 einer eige-
nen Währung. Auch bildeten Schleswig und 
Holstein zwischen Elbe im Süden und Kö-
nigsau im Norden ein einheitliches, von Dä-
nemark getrenntes Zollgebiet.30  
Gegenläufige Versuche, in Dänemark den 
unbestreitbar starken deutschen Einfluss in 
Kultur und Politik zurückzudrängen, spie-
geln sich in der Festlegung des Dänischen 
als alleiniger Amts- und Kommandosprache 
in der Armee von 1773 und im Indigenats-
gesetz von 1776 wider. Dadurch wurde die 
Identität des dänischen Bürgertums gestärkt 
und das Bewusstsein um die Eigenständigkeit 
der dänischen Kultur geschärft. Die Wurzeln 
zu einer bis heute nachwirkenden Distanz 
gegenüber Deutschland waren gelegt.31 Pa-
rallel dazu verschob sich die Sprachgrenze 
innerhalb Schleswigs spürbar nach Norden, 
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was eine ganze Reihe von Faktoren hervor-
gerufen hatte. So führte das 1768 eingeführte 
Biennium, also die Bestimmung, alle Stu-
denten, die in Schleswig-Holstein Pfarrer 
und Beamten werden wollten, müssten min-
destens zwei Jahre an der Kieler Universität 
studieren, zur nachhaltigen Stärkung des 
deutschen Elements innerhalb des Kirchen- 
und Verwaltungspersonals. Agrarreformen 
sorgten in Teilen der Bauernschaft für Wohl-
stand, was denselben einen stärkeren Kontakt 
mit der deutschen Kultur ermöglichte. Zeit-
gleiche Schulreformen wirkten ähnlich, da 
die Schulsprache, wie gesagt, in weiten 
Teilen Deutsch war. Infolgedessen ver-
schwand das Dänische als Umgangssprache 
bis 1850 aus Angeln.32 
Der Versuch des dänischen Königtums, nach 
dem Ende des Alten Reiches 1806 Holstein 
als „ungetrennten Teil“ der dänischen Mo-
narchie zu inkorporieren und die Verhält-
nisse in Schleswig und Holstein möglichst 
denjenigen in den dänischen Pro vinzen an-
zugleichen, blieb aufgrund der Kriegsereig-
nisse ab 1807 Episode. Die königliche Order 
von 1810, die Einführung des Dänischen als 
Kirchen-, Schul- und Gerichtssprache über-
all dort vorzubereiten, wo es real die Um-
gangssprache war, gelangte nicht zur 
Ausführung. Dahinter stand die Idee, die 
staatliche Einheit würde durch den Vorrang 
ein- und derselben Reichssprache in allen 
Teilen des Gesamtstaats gestärkt.33 1814 je-
doch stand der Gesamtstaat im Kieler Frie-
den auf der Verliererseite; Holstein wurde 
1815 Teil des neu errichteten Deutschen 
Bundes mit dem damit einhergehenden 
rechtlichen Anspruch auf eine Verfassung. 
Schleswig gehörte nicht zum Deutschen 
Bund.34  
Die Verfassungsfrage entwickelte sich in der 
Folgezeit zu einem Grundproblem Schles-
wig-Holsteins in seinem Verhältnis zu Dä-
nemark.35 Denn die Ritterschaft und weite 
Teile des in der Publizistik maßgeblichen 
Bildungsbürgertums forderten eine für 
Schleswig und Holstein gemeinsame Stän-
deverfassung. Als historisches Argument 
diente die schon zitierte und vom Kieler Ge-
schichtsprofessor Friedrich Christoph Dahl-
mann (1785–1860) wirkmächtig propagierte 
Bestimmung des Ripener Vertrags von 1460, 
dass Schleswig und Holstein auf immer un-
geteilt und zusammenbleiben sollten. Noch 

weiter ging Uwe Jens Lornsen (1793–1838), 
der 1830 für „Schleswigholstein“ (!) eine ge-
meinsame Verfassung in Personalunion mit 
Dänemark forderte. Der dänische König 
Friedrich VI. (1768–1839) wollte sich als 
strikter Verfechter der Reaktion auf eine sol-
che Verfassungslösung nicht einlassen.36 Im-
merhin wurde unter dem Eindruck der 
Ereignisse der Julirevolution von 1830 je 
eine Provinzialständeversammlung für 
Schleswig und Holstein etabliert. Längst 
freilich ging es nicht mehr nur um das Pro-
blem einer für Schleswig und Holstein ge-
meinsamen, möglichst liberalen Verfassung. 
Vielmehr wurde nunmehr in Holstein und 
von den Deutschen in Schleswig mehrheit-
lich eine Vereinigung beider Lande unter 
dem Dach des Deutschen Bundes verlangt, 
während man auf der dänischen Seite den 
Gedanken einer gemeinsamen Verfassung 
für das Königreich und Schleswig propa-
gierte.37 Führender Verfechter dieser Idee 
war der nationalliberale Politiker Orla Leh-
mann (1810–1870), der 1842 die prägende 
Parole Dänemark bis zur Eider! (Danmark til 
Ejderen!) ausgab.38 Im gleichen Jahr kam es 
zu einem scharfen Zusammenstoß zwischen 
Deutschen und Dänen in der Schleswiger 
Ständeversammlung, als der nordschles-
wigsche Abgeordnete Peter Hiort Lorenzen 
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(Abb.: Wikimedia Commons/Gemeinfrei)



(1791–1845) im Ständesaal Dänisch zu spre-
chen begann, um so seiner Forderung nach 
Gleichberechtigung seiner Sprache Nach-
druck zu verleihen. Er wurde darin von den 
dänisch gesinnten Nordschleswigern, be-
sonders den nordschleswigschen Bauern, 
unterstützt. Zwei Jahre vorher war Dänisch 
als Rechts- und Verwaltungssprache überall 
dort eingeführt worden, wo es gleichzeitig 
auch Kirchen- und Schulsprache war.39 Als 
Reaktion auf den scharfen Protest auf deut-
scher Seite versammelten sich die Anhänger 
der dänischen Bewegung ab 1843 zur Stär-
kung ihrer eigenen Identität und Sprache zu 
regelmäßigen Kundgebungen auf der nord-
schleswigschen Skamlingsbanken.40 
Die beiden Lager mit ihren miteinander un-
vereinbaren Zielen Dänemark bis zur Eider 
bzw. Schleswig-Holstein bis zur Königsau 
prallten schließlich in der sog. Schleswig-
Holsteinischen Erhebung (auf dänischer 
Seite als „Oprør“ = Aufruhr bezeichnet) ab 
1848 erstmals militärisch aufeinander.41 In-
ternationale Dimensionen nahm der Regio-
nalkonflikt dadurch an, dass Preußen und 
der Deutsche Bund militärisch zugunsten 
der Schleswig-Holsteiner intervenierten, 
was wiederum die europäischen Mächte 
zum diplomatischen Eingreifen zwang. Al-

lerdings konnte keine Kriegspartei in dem 
dreijährigen Krieg ihre Hauptziele errei-
chen, sodass man sich 1851/52 nur auf die 
Wiederherstellung des Status‘ quo ante ei-
nigte und darauf verständigte, die einzelnen 
Landesteile des Gesamtstaats einander 
gleichzustellen sowie Schleswig nicht Däne-
mark einzuverleiben oder näher mit Däne-
mark zu verbinden als Holstein.42 
Dem Geist dieser Verabredungen wider-
sprach die folgende Kultur- und Verwal-
tungspolitik der dänischen Seite, die 
bewusst darauf abzielte, Schleswigs Bande 
zu Dänemark doch zu stärken und diejeni-
gen zu Holstein abzubauen.43 Gerichts- und 
Regierungsbehörden, der Schleswiger Bi-
schofssitz sowie die Ständeversammlung 
wurden aus der Stadt Schleswig, das zur 
schleswig-holsteinischen Sache gehalten 
hatte, nach dem loyaleren Flensburg verlegt. 
Innerhalb der Beamtenschaft fand eine Säu-
berungspolitik statt. Pfarrstellen wurden 
mit Pastoren besetzt, die auf der Kopenha-
gener Universität ausgebildet worden 
waren. Ähnliches geschah in der Lehrer-
schaft. Für Aufregung sorgten vor allem die 
Sprachreskripte von 1851, die in knapp 50 
mittelschleswigschen Gemeinden Anwen-
dung fanden, wo das Dänische noch ganz 
oder zumindest teilweise Umgangssprache 
war.44 Gottesdienste sollten künftig abwech-
selnd auf Deutsch oder Dänisch gehalten 
werden, während als Schulsprache fortan 
Dänisch galt. Deutsch hingegen wurde zum 
Hauptunterrichtsfach degradiert. Gerade 
die Tatsache, dass die Sprachreskripte auch 
auf Bereiche ausgedehnt werden sollten, wo 
die dänische Sprache längst verschwunden 
war, erregte zusammen mit dem teilweise 
offenkundig ungeschickten Verhalten dä-
nisch gesinnter Amtsträger den Unmut der 
zu Deutschland tendierenden Bevölkerung 
und beschworen vollends eine antidänische 
Stimmung in Deutschland herauf. Die Ga -
rantiemächte von 1852 mahnten die däni-
sche Seite zur Einhaltung ihrer Zusagen. 
Selbst auf dänischer Seite wurden Stimmen 
laut, die Kritik an den Reskripten übten. 
Nach Protesten im Innern und unter dem 
publizistischen Druck von außerhalb er-
folgte 1861 deren Lockerung, indem Eltern 
nunmehr wenigstens die Sprache bestim-
men konnten, in der ihre Kinder konfirmiert 
werden sollten. 
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Abb. 3: Orla Lehmann (1810–1870) (Abb.: Wikimedia 
Commons/Gemeinfrei)



Ab der zweiten Hälfte der 1850er-Jahre 
spitzte sich die Problemlage innerhalb des 
Gesamtstaates wieder stärker zu. Sinnfälli-
ger Ausdruck der aufgeheizten Stimmung 
war die Aufstellung des Idstedt-Löwen am 
Jahrestag der schweren schleswig-holsteini-
schen Niederlage gegen dänische Truppen 
bei Idstedt (24./25.7.1850) als nachträgliche 
Siegesdemonstration im Jahr 1862 in Flens-
burg. Die keine eineinhalb Jahre später 
erfolgende Annahme der sog. November-
verfassung, die für Dänemark und Schles-
wig ausgearbeitet war und einen Schritt hin 
zur Aussonderung Holsteins aus dem 

Gesamtstaat bedeutete, beschwor neue 
deutsche Proteste und im Dezember 1863 
die militärische Besetzung Holsteins durch 
Bundestruppen zur, wie es hieß, Wahrung 
der Rechte des Deutschen Bundes herauf. 
Da die dänische Seite nun nicht bereit war, 
der preußisch-österreichischen Forderung 
nach Zurücknahme der Novemberverfas-
sung nachzukommen, wurden schließlich 
am 1. Februar 1864 die Kampfhandlungen 
eröffnet. Deren trauriger Höhepunkt bildete 
die berühmt gewordene Schlacht bei 
Düppel im April desselben Jahres.45 Der 
Frieden von Wien besiegelte Ende Oktober 
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Abb. 4: Die Sprachreskripte von 1851 sollten in den mit II markierten Gebieten zur Anwendung gelangen (Abb.: 
Danker, Uwe/Schlürmann, Jan: Sprachen/Nationaler Konflikt. In: Schleswig-Holstein 1800 bis heute. Eine histori-
sche Landeskunde, hrsg. von Uwe Danker und Lutz Schliesky. Husum 2014, S. 98–107, hier S. 101)



1864 die dänische Niederlage und die Abtre-
tung ganz Schleswigs sowie Holsteins an 
die Siegermächte Österreich und Preußen.46 
Auf der von April bis Juni 1864 dauernden 
Londoner Konferenz, die vergeblich eine 
diplomatische Lösung herbeizuführen 
gesucht hatte, wurde auch die Frage einer 
Teilung Schleswigs nach Nationalitäten 
verhandelt, wie sie bereits während des 
Krieges von 1848/50 von beiden Konflikt-
parteien als Kompromiss erwogen worden 
war. Doch hatte die wenig weitsichtig agie-
rende dänische Seite diese Idee als undurch-
führbar abgelehnt.47 Erst nach dem Total-
verlust Schleswigs erkannte sie eine Teilung 
als realistische Option zur Lösung des 
Schleswiger Problems an. 
 
 
Unter preußisch-deutscher Ägide: Der 
Grenzraum bis 1920 
 
Das österreichische Engagement nördlich 
der Elbe blieb eine kurze Episode. Denn im 
schon zwei Jahre später zwischen Preußen 
und Österreich geschlossenen Prager Frie-
den von 1866 verzichtete Letzteres auf seine 
Rechte an Schleswig und Holstein. Beide 
Lande wurden nunmehr – gegen den mehr-

heitlichen Wunsch der Bevölkerung nach 
einem selbstständigen Schleswig-Holstein – 
im Januar 1867 dem Königreich Preußen of-
fiziell als neue Provinz Schleswig-Holstein 
einverleibt.48 Indes hatte sich Preußen auf 
Drängen Frankreichs zur Aufnahme des 
fünften Artikels in den betreffenden Frie-
densvertrag bereitfinden müssen, wonach 
die nördlichen Distrikte von Schleswig, wenn 
ihre Bevölkerung durch freie Abstimmung den 
Wunsch zu erkennen gibt, mit Dänemark verei-
nigt zu werden, an Dänemark abgetreten wer-
den soll[t]en.49 Die Berücksichtigung des 
Prinzips des Selbstbestimmungsrechts der 
Völker war grundsätzlich neu und gera-
dezu revolutionär.50 Die dänische Seite be-
trachtete den Artikel V als Verpflichtung 
Preußens gegenüber der dänischen Bevöl-
kerung in Nordschleswig. Um wie viele 
Menschen es sich dabei konkret handelte, 
lässt sich schwer sagen. In Flensburg erfolg-
ten erste Schätzungen erst Ende der 1880er- 
Jahre: Man kam auf ca. 3000 Menschen mit 
überwiegend dänischer Umgangssprache, 
was neun Prozent der Stadtbevölkerung 
entsprach. Für die Bereiche unmittelbar um 
die Stadt wurden 16 000 Dänischsprachige 
veranschlagt.51 Die zwischen Dänen und 
Deutschen stehende nordfriesische Bevölke-
rung stand im Übrigen den neuen politi-
schen Verhältnissen mit gemischten 
Gefühlen gegenüber.52 Die Verhandlungen 
zwischen Preußen und Dänemark wegen 
der Realisierung des Artikels V in den Jah-
ren 1867 und 1868 verliefen ergebnislos, 
weil die dänische Seite nicht auf die preußi-
sche Forderung weitgehender Garantien für 
die deutsche Bevölkerung in den abzutre-
tenden Gebieten sowie der Einrichtung 
eines Schiedsgerichts für den Fall von Strei-
tigkeiten eingehen wollte, um Preußen bloß 
keine Möglichkeit zur Einmischung in in-
nere Angelegenheiten zu bieten. Preußen 
wiederum wünschte, das in Frage kom-
mende Abstimmungsgebiet auf das Amt 
Hadersleben zu reduzieren. Die französi-
sche Niederlage 1871 machte dänische Hoff-
nungen auf eine Unterstützung Frankreichs 
dann vollends zunichte. So konnte sich Dä-
nemark auch nicht wirksam dagegen zur 
Wehr setzen, als Artikel V 1878 durch einen 
preußisch-österreichischen Vertrag aufgeho-
ben wurde. Vielmehr musste es die Grenz-
verhältnisse im Optantenvertrag von 1907 
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Abb. 5: Idstedt-Löwe auf dem Alten Friedhof in Flens-
burg (Abb.: Wikimedia Commons/Marvin Radke; CC-
BY-SA-4.0)



anerkennen.53 Um den bleibenden An-
spruch Deutschlands auf Nordschleswig 
wirkmächtig zu signalisieren, wurde zwi-

schen 1895 und 1901 auf dem Knivsberg bei 
Apenrade ein Bismarckturm (46 m) samt 
Statue (7 m) als eines der größten Denkmä-
ler im Reich überhaupt errichtet. Unterhalb 
des Bismarckstandbildes war der Reichsad-
ler sowie das Wappen Schleswig-Holsteins 
mit der Inschrift Up ewig ungedeelt zu sehen, 
oberhalb davon das bekannte Bismarck-
Zitat Wir Deutsche fürchten Gott, aber sonst 
nichts in der Welt.54 
Die Wahlen zum Norddeutschen Reichstag 
von 1867 erbrachten eine deutliche Trennlinie 
zwischen einer mehrheitlich deutschen und 
einer überwiegend dänischen Bevölkerung 
nördlich von Tondern und südlich von Flens-
burg.55 Die so markierte „Gesinnungsgrenze“ 
wurde in den folgenden Jahren spürbar nach 
Norden verschoben, was insbesondere Flens-
burg und die anderen nordschleswigschen 
Städte betraf. Die dänischen Stimmenanteile 
gingen so bei den Reichstagswahlen bis 1912 
deutlich zurück. Die zunehmende Einwan-
derung deutscher Arbeiter als Folge der jetzt 
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Abb. 6: Das  zwischen 1895 und 1901 errichtete Bis-
marck-Denkmal auf dem Knivsberg mit Statue des 
deutschen Reichskanzlers, Postkarte, ca. 1905 (Abb.: 
Adriansen, Inge: Denkmal und Dynamit. Denkmäler-
streit im deutsch-dänischen Grenzland. Neumünster 
2011, S. 68)

Abb. 7: Die grüne Linie bezeichnet den deutlichen Abwärtstrend der dänischen Stimmanteile zur Kaiserzeit. 
(Abb.: Rasmussen, René: Unter Preussen 1864–1945. In: Zwischen Grenzkonflikt und Grenzfrieden. Die dänische 
Minderheit in Schleswig-Holstein in Geschichte und Gegenwart, hrsg. von Lars N. Henningsen. Flensburg 2011 
(Studieafdelingen ved Dansk Centralbibliotek for Sydslesvig 65), S. 49–142, hier S. 65)



verstärkten Industrialisierung wird dafür 
ebenso verantwortlich gemacht wie die Tat-
sache, dass es sich 1867 in Flensburg und 
Mittelschleswig in der Hauptsache um poli-
tisch motivierte Gesinnungsdänen gehandelt 
hatte, die im täglichen Leben aber Deutsch 
sprachen und die deutsche Kultur pflegten.56 
Überhaupt sorgte der zur Preußenzeit ein-
setzende, starke wirtschaftliche Aufschwung 
durch die Modernisierung der Landwirtschaft, 
den Ausbau der Infrastruktur sowie die ver-
stärkte Ansiedlung oder Gründung indus-
trieller Unternehmen für eine weitreichende 
Zustimmung zum neuen Herrschaftssystem.57 
Anders verhielt es sich in Nordschleswig auf 
dem Lande, wo die neuen Machtverhältnisse 
mehrheitlich als Fremdherrschaft empfunden 
wurden. Insbesondere eine immer restriktivere 
antidänische Sprach- und Personalpolitik, 
die besonders mit dem Namen des von 1897 
bis 1901 amtierenden Oberpräsidenten Ernst 
von Köller (1841–1928) verbunden wird, rief 
dort als Reaktion ein Erstarken des Dänentums 
hervor, was sich nicht zuletzt in einer inten-
siven Vereinstätigkeit niederschlug, die wie-
derum polizeilich scharf überwacht wurde.58 
Aber auch nach der sog. „Köller-Ära“ blieb 
das Vorgehen der Behörden hart. Ein neues 
Reichsvereinsgesetz von 1908 bestimmte  
z. B., dass bei öffentlichen Treffen lediglich 
die deutsche Sprache verwendet werden 

durfte. Eine Konsequenz der Restriktionen 
und der ab 1867 geltenden dreijährigen all-
gemeinen Wehrpflicht war eine immense  
Zunahme der Auswanderungen aus Nord-
friesland und Nordschleswig vor allem in 
Richtung Nordamerika.59 
Zum Ende des Ersten Weltkrieges, in dem 
männliche Angehörige der dänischen 
Minderheit auf deutscher Seite kämpfen 
mussten,60 wurde die Nordschleswig-Frage 
wieder virulent, als Hans Peter Hanssen 
(1862–1936) am 23. Oktober 1918 im Namen 
der dänischen Nordschleswiger im deut-
schen Reichstag die Forderung nach einer 
Volksabstimmung erhob.61 Kurz zuvor hatte 
bereits der damalige deutsche Gesandte in 
Kopenhagen, Graf Ulrich von Brockdorff-
Rantzau (1869–1928), unter Verweis auf  
das vom US-amerikanischen Präsidenten 
Woodrow Wilson (1856–1924) proklamierte 
Selbstbestimmungsrecht der Völker zu der 
Volksabstimmung geraten. Tatsächlich wur -
de Anfang 1920 eine solche in einer ersten 
Zone in Nordschleswig und einer zweiten 
in den nördlichen Teilen Mittelschleswigs 
in Vollzug der Artikel 109 bis 114 des 
Versailler Vertrags realisiert. Noch weit vor 
der Abstimmung war im Mai 1919 die 
Bismarck-Statue vom Knivsberg-Denkmal 
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Abb. 8: Ernst-Matthias von Köller (1841–1928) (Abb.: 
Wikimedia Commons/Gemeinfrei)

Abb. 9: Hans-Peter Hanssen (1862–1936) (Abb.: 
Schultz Hansen, Hans: H.P. Hanssens historische Be-
deutung. Zum 150. Geburtstag des Minderheitenpoli-
tikers. In: Grenzfriedenshefte (2/2012), S. 75–86, hier 
S. 85)



wegen des für Nordschleswig erwarteten 
Ausgangs pro Dänemark zur Sicherheit 
abmontiert und nach Süden geschafft 
worden, wo sie 1930 in den Hüttener Bergen 
auf dem Aschberg bei Ascheffel einen neuen 
Standort fand. Sie sollte aber an ihren 
ursprünglichen Aufstellungsplatz zurück-
kehren, wenn die Verhältnisse eine Wiederauf-
stellung ermöglichen.62 Der Grenzabstimmung 

ging der Streit über die Definition voraus, 
wo überhaupt die Südgrenze Nordschles-
wigs anzusetzen sei. Die damaligen Entschei-
dungsträger sprachen sich schließlich für die 
Festlegung nach dem dänischen Historiker 
Hans Victor Clausen (1861–1937) im Gegen-
satz zu der etwas nördlich davon verlaufen-
den Linie des deutschen Historikers Johan-
nes Tiedje (1879–1946) aus. In Zone I erfolgte 
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Abb. 10: Karte der Abstimmungszonen 1920 (Abb.: Danker, Uwe/Schlürmann, Jan: Grenzkampf 1920/Selbstbe-
stimmung. In: Schleswig-Holstein 1800 bis heute, S. 184–195, hier S. 193)



die Abstimmung en bloc.63  Das Gesamtvo-
tum erbrachte eine Zustimmung von 75 
Prozent für Dänemark. In der zweiten Zone, 
zu der Flensburg trotz seines vergleichsweise 
hohen dänischen Bevölkerungsanteils ge -
hörte, wurde im Unterschied dazu gemein-
deweise abgestimmt. Rund 80 Prozent der 
Stimmberechtigten votierten hier für einen 
Verbleib bei Deutschland. Aufgrund der 
Abstimmungsergebnisse wurde die neue 
Staatsgrenze, die in ihrem Verlauf seither bis 
zum heutigen Tag bestehen blieb, südlich der 
ersten Abstimmungszone gezogen. Am  
5. Mai 1920 rückten dänische Truppen in das 
ca. 4000 Quadratkilometer große Gebiet 
Nordschleswigs mit seiner Bevölkerung von 
rund 163 000 Menschen ein; am 15. Juni 
desselben Jahres wurden die Passkontrollen 
von der ehemaligen Staatsgrenze an der 
Königsau an die neue Grenze verlegt. Keinen 
Monat später inszenierte man am 10. Juli die 
sog. Wiedervereinigung („Genforening“) 
durch den feierlichen Einritt König Christi-
ans X. (1870–1947) auf einem Schimmel über 
die alte Grenze nach Nordschleswig. Durch 
die Abstimmung und Grenzziehung gab es 
nun Minderheiten beiderseits der neuen 
Staatsgrenze, wobei die deutsche Minderheit 
in Dänemark in etwa doppelt so groß war 
wie die dänische in Deutschland.64 Die nord-
friesische Volksgruppe hatte sich im Übrigen 
mit überwältigender Mehrheit für einen 
Verbleib bei Deutschland ausgesprochen. 
Lediglich drei kleinere Ortschaften auf der 
Insel Föhr hatten mehrheitlich für einen 
Wechsel zu Dänemark votiert.65 Der vom 
Danziger Modell inspirierte Vorschlag der 
sog. Flensburgbewegung, die Stadt gemein-
sam mit Mittelschleswig unter den Schutz 
des Völkerbundes und eine internationale 
Verwaltung zu stellen, um dann nach einigen 
Jahren die Abstimmung zu wiederholen, 
wurde nicht realisiert.66 
 
 
Minderheiten beiderseits der neuen 
Grenze: Zwischen Verständigungs- und 
Revisionsbemühungen 
 
Für viele Dänen ging die Grenzverschie-
bung 1920 nicht weit genug; für viele Deut-
sche wiederum war sie ungerecht und zu 
weitgehend. Den so heraufbeschworenen 
Spannungen sollte das Stauning-Wels-

Abkommen entgegenwirken, das deutsche 
und dänische Sozialdemokraten 1923 zur 
beiderseitigen Anerkennung der neuen 
Grenze und zum wirksamen Minderheiten-
schutz schlossen. Doch verfehlte das 
Abkommen sein Ziel. Denn die anderen 
Parteien und Organisationen im Grenzraum 
distanzierten sich davon, und selbst die 
Sozialdemokraten vor Ort gingen nur zöger-
lich darauf ein.67 Auch die Deutsch-Nordi-
sche Woche, die in Kiel 1929 organisiert 
wurde, oder das mit „Ostseejahr“ betitelte 
Vortragsprogramm, das die deutsche Seite 
1931 mit dem Ziel einer Verständigung mit 
den Ostseeländern veranstaltete, hatten nur 
begrenzte Wirkung. Die Grundhaltung 
beider Seiten im Grenzraum blieb konfron-
tativ. Ein 1920 von deutscher Seite vorge-
schlagenes Minderheitenabkommen kam 
nicht zustande. Dänemark befürchtete 
wieder eine Einmischung Deutschlands in 
seine inneren Verhältnisse.68 
Die mit 4–5000 Stimmen zahlenmäßig zu-
nächst weitaus kleinere dänische Minder-
heit in Deutschland konzentrierte sich vor 
allem auf Flensburg, in dessen Stadtparla-
ment sie vertreten war, und Umgebung. Sie 
war im Schleswigschen Verein und in einem 
Schulverein organisiert. Die Hauptaufgabe 
des Schleswigschen Vereins bestand darin, 
einen engen Kontakt zur dänischen Gesell-
schaft zu halten.69 Darin kooperierte er mit 
dem Friesisch-Schleswigschen Verein, der 
sich seinerseits eine Orientierung der friesi-
schen Volkskultur an Dänemark und dem 
Norden wünschte. Im Unterschied dazu un-
terstrich der Nordfriesische Verein durch 
die sog. Bohmstedter Richtlinien von 1926 
seine deutsche Gesinnung.70 Die dänische 
Minderheit verstand sich als Vorposten Dä-
nemarks im jahrhundertelangen Kampf 
zwischen Deutschland und Dänemark im 
Grenzland zwischen Königsau und Eider, 
auf das Dänemark ein vermeintlich histori-
sches Recht hatte. Sie hoffte darauf, dass die 
Südschleswiger im Lauf der Zeit wieder 
Dänen werden wollten, da sie genaugenom-
men dänischen Blutes seien.71 Die deutsche 
Verwaltung der Weimarer Zeit begriff ins-
besondere die Sprache als Ausdruck der na-
tionalen Zugehörigkeit. Wer zur dänischen 
Minderheit gehören wollte, musste Dänisch 
sprechen. Folglich wurde der Zugang zum 
anfangs nur in Flensburg existierenden dä-
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nischen Schulwesen strikt mittels Sprach-
prüfungen kontrolliert. Erst die preußischen 
Schulverordnungen von 1926 und 1928 er-
kannten das fortan prägende Gesinnungs-
prinzip an: Das Bekenntnis zur Minderheit 
durfte nunmehr weder nachgeprüft noch 
bestritten werden.72 Vor allem die Rück-
sichtnahme auf die Interessen der deut-
schen Minderheit in Polen hatte für ein 
entsprechendes Umdenken bei den deut-
schen Behörden gesorgt. So genoss die dä-
nische Minderheit in Deutschland in etwa 
die gleichen Rechte wie umgekehrt die 
deutsche Minderheit in Dänemark. 
Die deutsche Volksgruppe in Nordschles-
wig wollte die neue Grenze auch nicht  
anerkennen, sondern hoffte auf eine Grenz-
revision („neue Entscheidung“), wo rin sie 
sich mit der Mehrheit der Deutschen süd-
lich der Grenze einig fühlte. Ohne klare 
Konturierung dieser Forderung diente die 
Tatsache als Argument, dass durch die En-
bloc-Abstimmung in der ersten Zone die in 
den größeren Städten und im Gebiet des 
sog. Schiefen Vierecks östlich von Tondern 
zum Teil deutliche Mehrheit pro Deutsch-
land keine Berücksichtigung gefunden 
hatte. Als weitere Kernpunkte der national-
politischen Konfrontation kristallisierten 
sich der Kampf um den landwirtschaftli-
chen Grundbesitz („Bodenkampf“) und die 
Bemühungen um kulturelle Autonomie für 
die deutsche Minderheit heraus. Die wich-
tigsten Organisationen stellten der Schul- 
und Sprachverein und der Schleswigsche 
Wählerverein („Slesvigsk Parti“) dar. Deren 
zentrale Figur war der Pastor Johannes 
Schmidt-Wodder (1869–1959), der für die 
deutsche Volksgruppe von 1920 bis 1939 im 
dänischen Folketing saß.73 Zwar gelang in 
der Folgezeit nicht zuletzt durch die finan-
zielle Hilfe seitens des Deutschen Reiches 
und Spenden hilfsbereiter Schleswig-Hol-
steiner der Aufbau eines deutschen Schul- 
und Büchereiwesens. Aber der Bodenkampf 
schlug trotz der Schaffung der „Kreditan-
stalt Vogelgesang“ 1926, der die dänische 
Seite den 1927 gegründeten Kreditverein 
„Landeværnet“ entgegenstellte, letztlich 
fehl. Die erwünschte kulturelle Autonomie 
wurde einstweilen auch nicht erreicht.74 
Die nordschleswigschen Dänen waren mit 
den neuen Verhältnissen gleichfalls nicht 
rundherum zufrieden. Es fiel sichtlich 

schwer, die ökonomischen Verhältnisse 
Nordschleswigs kurzfristig mit denjenigen 
Dänemarks zu harmonisieren. Vor allem 
sorgten die Währungsumstellung und die 
nunmehrige Ausrichtung der Landwirt-
schaft auf den Export für große Probleme, 
was zur Bildung bäuerlicher Protestbewe-
gungen führte. Leichter ging die Übertra-
gung der dänischen Verwaltungsstrukturen 
auf Nordschleswig vonstatten. 
Beiderseits der neuen Grenze setzte jeden-
falls eine verstärkte kulturpolitische Tätig-
keit ein, um die nationale Identität in 
Abgrenzung zum direkten Nachbarn nach-
haltig zu stärken und insbesondere auf der 
deutschen Seite der verbreiteten Furcht vor 
weiteren Gebietsverlusten zu begegnen.75 
Der Grenzkonflikt verschärfte sich im Umfeld 
der Machtübernahme der Nationalsozialisten 
in Deutschland zunächst weiter.76 Zwar hat-
ten die Nationalsozialisten in Nordschleswig 
bis zum Beginn der 1930er-Jahre kaum Fuß 
fassen können. Doch in Schleswig-Holstein 
konnten sie wegen der dort seit 1927 herr-
schenden schweren Landwirtschaftskrise 
große Wahlgewinne verbuchen.77 Von dort 
aus eröffneten lokale Funktionäre der NSDAP 
im Frühjahr 1933 dann den sog. Ostersturm 
mit der Forderung einer Abtretung Nord-
schleswigs an Deutschland. Als Reaktion 
der dänischen Seite bildete sich eine Ab-
wehrfront, die sämtliche dänischen Parteien 
und Organisationen mit einschloss und sich 
„Det unge Grænseværn“ bzw. „Danske Sam-
fund“ nannte.78 Indes schritt die NS-Führung 
von Berlin aus bald energisch gegen die 
grenzpolitische Agitation der schleswig-hol-
steinischen Funktionäre ein, da sie keine 
Konfrontation wegen der Grenzfrage 
wünschte. Vielmehr erstrebte sie aus ideo-
logischen wie politischen Motiven ein posi-
tives Verhältnis zu den nordischen Staaten. 
Auch in den folgenden Jahren, selbst nach 
der Besetzung Dänemarks im April 1940, 
stellte sie den Grenzverlauf daher nicht in-
frage, was viele Nordschleswiger und Schles-
wig-Holsteiner enttäuschte, die doch genau 
darauf gehofft hatten.79 Die deutsche Min-
derheit „gleichzuschalten“, misslang fürs 
Erste, weil verschiedene NS-Gruppierungen 
untereinander konkurrierten. Erst der Ein-
fluss des schleswig-holsteinischen Gauleiters 
Hinrich Lohse (1896–1964) führte dazu, dass 
sich im Juli 1935 unter Führung von Jens 
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Möller (1894–1951) eine Nationalsozialistische 
Deutsche Arbeiterpartei Nordschleswig 
(NSDAP-N) bildete. Diese benötigte aller-
dings noch weitere drei Jahre zur Verein-
nahmung aller bestehenden kulturellen und 
politischen Organisationen. Im folgenden 
Jahr 1939 übernahm Möller das Mandat im 
Folketing, das bisher Schmidt-Wodder als 
Vertreter der Minderheit innegehabt hatte. 
Die Anlaufschwierigkeiten der NS-Bewegung 
dürfen indes nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass die Vorstellung einer deutschen Volks-
gemeinschaft in der bedrängten oder sich 
bedrängt fühlenden Minderheit auf sehr 
fruchtbaren Boden stieß. Andererseits war 
dieselbe von den Finanzhilfen aus dem 
Reich stark abhängig und damit den von 
dort kommenden politischen Einflüssen 
gleichsam stark ausgesetzt. 
Die dänische Minderheit genoss im deut-
schen Teil Schleswigs während der NS-Zeit 
durchaus gewisse Freiräume. So durfte sie 
weiterhin über eine eigene Presse („Flens-
borg Avis“) verfügen und ihre Interessen in 
der Flensburger Ratsversammlung vertre-
ten.80 Auch wurde das dänische Privatschul-
wesen mit neuen Schulniederlassungen in 
Tönning 1935 und Ladelund 1936 ausge-
baut. Allerdings ging die Zahl der däni-
schen Schülerinnen und Schüler nach 1936 
durch intensive Kultur- und Propagandaan-
strengungen im Rahmen der sog. Grenzgür-
telarbeit stark zurück.81 Der bisherige 
Partner der Minderheit, der Friesisch-
Schleswigsche Verein, war seit 1933 starken 
Restriktionen unterworfen. Einzelne Mit-
glieder der Minderheit, insbesondere aus 
der Arbeiterschaft, wurden Opfer politi-
scher Verfolgung.82 
Während der Besatzungszeit von 1940 bis 
1945 entwickelte sich das bisher distanzierte 
Verhältnis zwischen Dänen und deutscher 
Minderheit in Nordschleswig zu offener 
Feindschaft, was sich z. B. in Boykottmaß-
nahmen äußerte. Um durch aktive Teil-
nahme am Kriegsgeschehen ihre Zugehö-
rigkeit zum deutschen Volk zu demonstrie-
ren, traten zahlreiche Kriegsfreiwillige aus 
Nordschleswig – aufgrund allgemeiner 
Bestimmungen für Volksdeutsche außerhalb 
des Reichs – in die Waffen-SS ein; andere 
schützten militärische Objekte an der 
Heimatfront im Rahmen des Zeitfreiwilli-
gen- und Selbstschutzdienstes. Umgekehrt 

mussten Angehörige der dänischen Minder-
heit als Reichsangehörige in der Wehrmacht 
Kriegsdienst leisten.83 1942 gelangte die 
deutsche Minderheit in Nordschleswig zu 
der seit 1920 angestrebten kulturellen Auto-
nomie, wobei ihre Schulen und Büchereien 
einem Schulamt als behördlicher Instanz 
unterstellt wurden. Für den Kontakt der 
Minderheit zur politischen Zentrale in 
Berlin war hauptsächlich das SS-Hauptamt 
der sog. Volksdeutschen Mittelstelle zustän-
dig. Die meisten Reichszuschüsse für die 
Minderheit wurden jedoch ab Sommer 1943 
über ein Clearing-Konto bei der Dänischen 
Nationalbank finanziert. Im selben Jahr 
erhielt die Minderheit auf ihre Initiative ein 
Sekretariat beim Staatsministerium in 
Kopenhagen zugesprochen, was man den 
verantwortlichen deutschen Stellen gegen-
über mit der Nichtteilnahme der Minderheit 
an der Parlamentswahl 1943 wegen des 
Frontdienstes vieler Mitglieder begründet 
hatte. 
Ihre starken Hoffnungen auf eine Grenzre-
vision musste die deutsche Minderheit aber 
begraben. Die NS-Führung hielt die Grenz-
frage nach wie vor offen und wollte Nord-
schleswig über kurz oder lang nicht 
annektieren. Ab Mitte 1943 verstummten 
daher entsprechende Grenzrevisionsforde-
rungen. Gleichzeitig entstanden innerhalb 
der Minderheit unterschiedliche Positionen 
bezüglich des künftigen politischen Kurses: 
Während manche Mitglieder weiterhin lini-
entreue Nationalsozialisten blieben, gingen 
andere vorsichtig auf Distanz zum NS. Ins-
besondere der zahlenmäßig kleine Haders -
lebener Kreis wollte einerseits an der 
Zugehörigkeit zum deutschen Volk und zur 
deutschen Kultur festhalten, doch anderer-
seits die deutsch-dänische Staatsgrenze von 
1920 anerkennen, sich dem dänischen Staat 
gegenüber als loyal erweisen und zu demo-
kratischen Verfassungsverhältnissen beken-
nen.84 
 
 
Die Nachkriegszeit bis 1955: Auf dem 
Weg zum vorbildlichen Grenzfrieden 
 
In Nordschleswig entlud sich nach der deut-
schen Kapitulation im Sommer 1945 die in 
der NS-Besatzungszeit aufgestaute Aggres-
sion der dänischen Seite gegenüber der 
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deutschen Minderheit, was sich unter ande-
rem in der Sprengung des 46 m hohen 
Bismarckturms auf dem Knivsberg durch 
40 Männer und zwei Frauen der dänischen 
Widerstandsbewegung am 28. August 1945 
ausdrückte.85 Die zuvor nur wenig in 
Erscheinung getretene Widerstandsbewe-
gung agierte nun als zeitweilige Ordnungs-
macht und sorgte für die Verhaftung und 
Internierung von 3500 sog. Heimdeutschen 
vor allem im Lager Fårhus. Auf der Grund-
lage von rückwirkend erlassenen Gesetzen 
erfolgte in ganz Dänemark eine „Rechtsab-
rechnung“ („Retsopgør“), in deren Zusam-
menhang auch 2958 Angehörige der 
Minderheit verurteilt wurden. Die juristisch 
problematische rückwirkende Geltung der 
Gesetze und Erlasse wurde mit den Verhält-
nissen während der Besatzungszeit begrün-
det, die einen vorherigen Erlass unmöglich 
gemacht hätten. Die Zahl der Verurteilten 
entsprach rund einem Viertel aller männ -
lichen Mitglieder der deutschen Volks -
gruppe.86 Nachfolgende Amnestieerlasse 
verkürzten durchweg die durch Urteile 
ausgesprochenen Haftzeiten; Beschränkun-
gen im Wahlrecht, besonders beim passi-
ven, und bei der Ausübung freier Berufe 
blieben noch bis zur Mitte der 1950er-Jahre 
bestehen. Im Rahmen der „Rechtsabrech-
nung“ wurden auch das Vereinsvermögen 
der deutschen Minderheit und der deut-
schen Privatschulen konfisziert und öffent-
liche deutsche Kommunalschulen geschlos-
sen. Gleichwohl war die deutsche Minder-
heit in Dänemark nicht derartig starken 
Repressionen sowie Vertreibung oder 
Umsiedlung ausgesetzt wie in anderen 
Regionen vor allem Ost- oder Südosteuro -
pas. Das lag natürlich auch daran, dass sich 
der am 22. November 1945 neu gegründete 
„Bund deutscher Nordschleswiger“ (BdN) 
öffentlich zur demokratischen Grundord-
nung und zum Verlauf der Staatsgrenze 
von 1920 bekannte und ausdrücklich seine 
Loyalität dem dänischen Staat gegenüber 
bekundete. So war es vergleichsweise rasch 
möglich, ein neues, an die Verhältnisse der 
1920er-Jahre anknüpfendes deutsches Ver -
einswesen und ab 1946 ein mit dänischen 
Staatszuschüssen finanziertes deutsches 
Privatschulwesen wieder ins Leben zu 
rufen. Bald traten deutsche Finanzhilfen 
hinzu. 

In Südschleswig erlebte zeitgleich die  
dänische Minderheit einen immensen 
Aufschwung, indem sie sich kurzfristig zur 
Massenbewegung entwickelte, die bei der 
Landtagswahl von 1947 fast 100 000 Stim-
men erhielt, was einem Anteil von 55 
Prozent der einheimischen Wähler im 
Landesteil Schleswig entsprach. Hatte der 
Schleswigsche Verein zum Ende der NS-Zeit 
weniger als 3000 Mitglieder, so belief sich 
seine Mitgliederzahl 1947 auf rund 75 000.87 
Die Massenbewegung war von dem politi-
schen Wunsch einer Lösung Schleswigs von 
Holstein und seiner Vereinigung mit Däne-
mark begleitet. Die dahinterstehenden 
Motive waren vielschichtig. Bestimmend 
war sicher die Hoffnung, den drastischen 
Folgen der deutschen Niederlage möglichst 
zu entgehen, wozu nicht zuletzt gehörte, 
sich des Flüchtlingsproblems zu entledigen. 
Durch den massenhaften Zustrom von 
Flüchtlingen und Heimatvertriebenen stieg 
die Bevölkerung Schleswig-Holsteins seiner-
zeit von 1,6 auf 2,75 Millionen Personen an, 
was allgemein Ängste vor einer Überfrem-
dung und Überforderung auslöste.88 Gleich-
zeitig spielte die Vorstellung eines neuen, 
demokratischen und von den krassen Tradi-
tionsbrüchen wie in Deutschland verschon-
ten Lebens in Dänemark eine Rolle. Die 
Gegner der Massenbewegung machten 
besonders die dänischen Lebensmittelliefe-
rungen als Hauptmotivation aus und spra-
chen daher abschätzig von den „Speckdä-
nen“. Tatsächlich erfolgte damals mit groß-
zügiger Unterstützung aus Dänemark ein 
starker Ausbau von Schul-, Bücherei- und 
Gesundheitswesen, Kirchen- und Jugend-
arbeit sowie Vereinsleben der Minderheit. 
Mit dem 1948 gegründeten Südschleswig-
schen Wählerverband (SSW) erhielt dieselbe 
ein politisches Sprachrohr, was zuvor von 
der britischen Besatzungsmacht wegen der 
damit verbundenen irredentistischen Bestre-
bungen verhindert worden war.89 In der 
dänischen Bevölkerung fand die südschles-
wigsche Bewegung mit der Idee einer 
erneuten Grenzverschiebung nach Süden 
breite Zustimmung, und auch die verschie-
denen dänischen Regierungen unterstützten 
dieselbe direkt oder indirekt. Aber eine 
parlamentarische Mehrheit zur Befürwor-
tung einer Grenzänderung fand sich im 
Folketing zu keiner Zeit. Schon die erste 
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Nachkriegsregierung hatte sich program -
matisch festgelegt, dass die Grenze fest-
stehe. Eine gemäßigte Linie verfolgte der 
1920 entstandene Grenzverein („Grænsefo-
rening“), wohingegen der aus der Wider-
standsbewegung hervorgehende Südschles-
wigsche Ausschuss („Sydslesvigsk Udvalg 
fra 5.5.1945“) weitreichende territoriale Ziele 
verfolgte. 
Die Forderungen der dänischen Bewegung 
nach verwaltungsmäßiger Loslösung 
Schleswigs von Holstein und politischer 
Angliederung an Dänemark bei gleichzeiti-
ger Umsiedlung der Heimatvertriebenen 
wurden von den deutschen Parteien, Land-
tagen und Regierungen des 1946 neu 
geschaffenen Landes Schleswig-Holstein 
sowie von der deutschgesinnten Bevölke-
rung in Südschleswig mit aller Entschieden-
heit zurückgewiesen.90 Durch die Gründung 
zahlreicher Grenzverbände wie des Deut-
schen Grenzvereins, der Arbeitsgemein-
schaft Deutsches Schleswig (ADS), des 
Grenzfriedensbundes oder des Schleswig-
Holsteinischen Heimatbundes (SHHB) und 
den wirtschaftlichen Aufschwung in der 
1949 neu gegründeten Bundesrepublik 
nahm das 1945 sichtlich am Boden liegende 
deutsche Selbstgefühl wieder zu, während 
die Anhängerschaft der dänisch gesinnten 
Bewegung zahlenmäßig wieder spürbar 
zurückging. Die Abwanderung vieler 
Heimatvertriebener und Einheimischer in 
die pulsierenden Wirtschaftszentren der 
Bundesrepublik und die gezielte ökonomi-

sche Förderpolitik im Landesteil Schleswig 
durch das sog. Programm Nord ab 1953 
verstärkten diese Tendenz weiter.91 
Maßgeblich wurde die politische Entwick-
lung im Südschleswig jener Tage aber durch 
die britische Besatzungsmacht bestimmt, 
die sich zurückhaltend gegenüber beiden 
Seiten verhielt.92 Sie sah im Fall einer Grenz-
verschiebung nach Süden die Lebensfähig-
keit des neuen Landes Schleswig-Holstein 
in Gefahr und stufte die Schwierigkeiten 
einer damit einhergehenden Entfernung der 
Flüchtlinge aus Südschleswig in andere 
Teile ihrer Zone als sehr groß ein. Nicht zu-
letzt wünschte sie keine weitere Verschär-
fung nationaler Gegensätze im Grenzgebiet. 
Am 9. September 1946 ließ die britische Re-
gierung offiziell anfragen, welche Ziele Dä-
nemark in Südschleswig verfolge, worauf 
die dänische Führung in der „Oktobernote“ 
vom 19. Oktober 1946 entgegnete, es müsse 
der dortigen Bevölkerung überlassen blei-
ben, ob sie in Zukunft den Wunsch nach 
Ausübung des Selbstbestimmungsrechts 
hege. Regierung und Folketing würden den 
dänisch gesinnten Teil der Einwohnerschaft 
bei der Wahrnehmung ihrer bürgerlichen 
und kulturellen Rechte unterstützen und 
sich für die Verlagerung der Heimatvertrie-
benen aus Südschleswig einsetzen. Grund-
sätzlich wurde eine verwaltungsmäßige 
Trennung Südschleswigs von Holstein be-
grüßt. 
Sichtlich unter dem Eindruck wachsender 
Spannungen im Kalten Krieg machte das 
britische Foreign Office im Oktober 1948 ge-
genüber einer vom Außenminister Rasmus-
sen (1895–1953) begleiteten dänischen 
Parlamentsdelegation deutlich, dass Eng-
land den Forderungen der dänisch-süd-
schleswigschen Seite nach Abtrennung 
Südschleswigs von Holstein und Entfer-
nung der Flüchtlinge nicht entsprechen 
könne. Allerdings werde man die dänischen 
Wünsche bezüglich der kulturellen Belange 
und in der Frage der demokratischen 
Grundrechte berücksichtigen. Es wurde ver-
einbart, auf die dänisch gesinnten Süd-
schleswiger und die schleswig-holsteinische 
Landesregierung mit dem Ziel gemeinsa-
mer Gespräche unter britischem Vorsitz ein-
zuwirken. Im Ergebnis wurde am 26. 
September 1949 von allen Parteien des 
schleswig-holsteinischen Landtags die sog. 
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Abb. 11: Wohnwagen in Flensburg mit gegen die 
„Speckdänen“ gerichteter Aufschrift im Vorfeld der 
Kreistagswahl vom 13. Oktober 1946 (Abb.: Klatt, 
Martin: Wiedervereinigung oder Minderheit 1945-
1955. In: Zwischen Grenzkonflikt und Grenzfrieden, 
S. 143–206, hier S. 170)



Kieler Erklärung verabschiedet, wonach das 
Bekenntnis zum dänischen Volkstum und 
zur dänischen Kultur frei sein sollte und 
nicht amtlich bestritten oder überprüft wer-
den dürfe. Sinngemäß war auch die friesi-
sche Volksgruppe in Schleswig-Holstein in 
diesen Grundsatz eingeschlossen, der im 
gleichen Jahr in den Artikel 5 der schleswig-
holsteinischen Landessatzung Aufnahme 
fand.93 Einen Monat später garantierte das 
„Kopenhagener Protokoll“ den Mitgliedern 
der deutschen Minderheit alle in der däni-
schen Verfassung verbrieften staatsbürger-
lichen Rechte. Nichtsdestotrotz trübte sich 
das Verhältnis zwischen schleswig-holstei-
nischer Regierung und dänischer Minder-
heit unter dem Ministerpräsidenten 
Friedrich Wilhelm Lübke (1887–1954) von 
1951 bis 1954 wieder stark ein, weil der 
Landtag eine 7,5 %-Sperrklausel für Land-
tagswahlen beschloss, im Zuge allgemeiner 
Sparmaßnahmen auch die Zuschüsse für 
die dänischen Privatschulen kürzte und der 
Regierungschef den SSW zu einer Loyali-
tätsbekundung drängen wollte. Nach einer 
Verfassungsbeschwerde des SSW wurde die 
Sperrklausel bei den Landtagswahlen auf 
5 % gesenkt. Allerdings erhielt der SSW bei 
der Landtagswahl des Jahres 1954 nur 3,5 % 
der Stimmen – dabei 15,4 % der Stimmen im 
Landesteil Schleswig –, sodass er im Land-
tag nicht vertreten war. 
Die sich abzeichnende Aufnahme der Bun-
desrepublik in die NATO veranlasste das 
seit 1949 zum Atlantikbündnis gehörende 
Dänemark dazu, gegenüber der Bundesre-
gierung eine dauerhaft befriedigende Lö-
sung der Minderheitenfrage ins Gespräch 

zu bringen. Das Resultat des folgenden Mei-
nungsaustauschs stellten die Bonn-Kopen-
hagener Erklärungen von 1955 mit der 
beiderseitigen Bestätigung der Anerken-
nung der jeweiligen Minderheiten dar – zu 
einer vertraglichen Lösung fand sich Däne-
mark gegenüber der Bundesrepublik auf-
grund damit einhergehender Klage- und 
Einmischungsmöglichkeiten nicht bereit.94 
Politische Konsequenz war in Schleswig-
Holstein die Aufhebung der 5%-Klausel für 
den SSW sowie die Zulassung von beider-
seits anerkannten Schulabschlüssen der 
Minderheitenschulen dies- und jenseits der 
Staatsgrenze.95 
 
 
Ausblick: Modellfall Sønderjylland-
Schleswig? 
 
Südlich der Grenze verfestigte sich seither 
die Zahl der dänischen Wählerinnen und 
Wähler; der SSW war ab 1958 regelmäßig 
im schleswig-holsteinischen Landtag vertre-
ten. Nach der Stabilisierung auf niedrigem 
Niveau mit jeweils einem Abgeordneten 
verzeichnete der SSW seit 1987 und vor 
allem der Mitte der 1990er-Jahre wieder stei-
gende Stimmanteile, nicht zuletzt weil er 
nach einer Wahlrechtsreform nun auch mit-
tels Zweitstimme im Landesteil Holstein 
wählbar wurde. Für bundesweite Furore 
sorgte der SSW-Abgeordnete Karl Otto 
Meyer (1928–2016), der 1987/88 nach der 
Barschel-Affäre als buchstäbliches Zünglein 
an der Waage Neuwahlen und damit den 
Machtwechsel von der CDU zur SPD er-
möglichte.96 Den Vorschlag einer Tolerie-
rung einer Regierung aus SPD und dem 
Bund der Heimatvertriebenen und Entrech-
teten (BHE) bzw. aus SPD und FDP hatte 
der SSW 1950 bzw. 1962 noch abgelehnt und 
seinerzeit betont, eine Regierung nicht stüt-
zen oder stürzen zu wollen.97 Zur geplanten 
Tolerierung einer Minderheitsregierung von 
SPD und den Grünen 2005 ist es nicht ge-
kommen. Die CDU hatte entsprechende 
Pläne scharf kritisiert und vom SSW als In-
teressensvertretung der dänischen Minder-
heit politische Neutralität in der strittigen 
Regierungsfrage verlangt. Einen Schritt wei-
ter ging der SSW dann zwischen 2012 und 
2017, als er Koalitionspartner der sog. „Küs-
tenkoalition“ aus SPD, den Grünen und 
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Abb. 12: Briefmarke von 1985 zur Erinnerung an die 
Bonn-Kopenhagener Erklärungen 1955, in denen 
Deutschland und Dänemark die Anerkennung der je-
weiligen Minderheiten bestätigten (Abb.: Wikimedia 
Commons/Gemeinfrei)



dem SSW wurde und damit erstmalig aktiv 
an einer Landesregierung beteiligt war. Mit 
seinen Koalitionspartnern wurde der SSW 
bei der Landtagswahl 2017 als Regierungs-
partei abgewählt. 
Offiziellen Angaben zufolge umfasst die 
deutsche Minderheit in Nordschleswig ca. 
15 000 bis 20 000 Personen. Seit den 1950er- 
Jahren gingen die Zahlen der Schülerinnen 
und Schüler sowie Wählerinnen und Wäh-
ler stetig zurück, sodass das Mandat im  
Folketing 1979 verloren ging.98 Als Kompen-
sation wurde 1983 ein bis heute existieren-
des Sekretariat der deutschen Volksgruppe 
in Kopenhagen eingerichtet. Im nord -
schleswigschen Amtsrat, der in etwa einem  
deutschen Kreistag entspricht, ist die Volks-
gruppe weiterhin vertreten. Die Kommu-
nalreform von 2007 sichert der Volksgruppe 
zusätzlich die politische Vertretung in den 
neu entstandenen Großkreisen Tondern, 
Apenrade, Sonderburg und Hadersleben. 
Wichtige Kristallisationspunkte der deut-
schen Identität sind die Zeitung „Der Nord-
schleswiger“, die aber zum Frühjahr 2021 
als Druckversion eingestellt wird, Kinder-
gärten und Schulen, insgesamt eine inten-
sive Jugend- und Sozialarbeit sowie die 
Büchereizentrale und Zentralbücherei in 
Apenrade.99 
Mehr und mehr wurden die beiden Minder-
heiten nicht mehr als Unruheherde und 
Störfaktoren, sondern als Bereicherung der 
jeweiligen Landeskultur angesehen. Die 
positive Entwicklung der gegenseitigen 
Achtung und respektvollen Behandlung im 
Grenzraum brachte diesem im europäischen 
Rahmen den Ruf eines Modellfalls ein,100 
wiewohl die dänische Seite ihre traditionel-
len, zumeist emotional verankerten Vorbe-
halte gegenüber dem großen deutschen 
Nachbarn trotz verstärkter Kontakte über 
den Tourismus sowie im Rahmen der EU 
und im Kontext der 1997 zur grenzübergrei-
fenden Zusammenarbeit ins Leben gerufe-
nen Euroregion Sønderjylland-Schleswig 
durchaus immer auch aufrechterhielt und 
in jüngster Zeit teilweise sogar wieder stär-
ker zu pflegen scheint. Zumindest lässt sich 
die Wiedereinführung von Grenzkontrollen 
oder die Errichtung eines Zauns gegen die 
Schweinepest direkt am Grenzverlauf auch 
in dieser Richtung deuten. Umgekehrt 
riefen die weitreichenden Sparpläne einer 

Koalition aus CDU und FDP, die auch die 
Schulen der dänischen Minderheit betreffen 
sollten, 2010 eine starke Verstimmung inner-
halb derselben und auch Kritik seitens däni-
scher Politiker hervor. Die Bundesregierung 
wurde aktiv, um weitergehende Kollateral-
schäden zu verhindern, und die nachfol-
gende Landesregierung kassierte die Spar-
pläne wieder.101 Die schleswig-holsteinische 
Landesregierung beantragte im März 2018 
die Aufnahme des Minderheitenmodells in 
das immaterielle Kulturerbe der Bundesre-
publik. 
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